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STADT OLDENBURG (Oldb)
Der Oberbürgermeister


	16.11.2006



Nr. Rat 06/06
Niederschrift über die

konstituierende Sitzung des Rates der Stadt Oldenburg (Oldb)
	Sitzungsdatum:
	Mittwoch, den 01.11.2006 



	Sitzungsort:
	Großer Festsaal (Eingang "Neue Festsäle"), Weser-Ems Halle, Europaplatz 12



Teilnahme:

	 Herr Oberbürgermeister Prof. Dr. Gerd Schwandner

	


	vom Rat

	 Frau Dr. Esther Niewerth-Baumann
CDU
	

	 Herr Tobias Frick
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Frau Germaid Eilers-Dörfler
SPD
	

	 Herr Hans-Henning Adler
Die Linke.Oldenburg
	

	 Frau Gabriele Beckmann
Die Linke.Oldenburg
	

	 Herr Sebastian Beer
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Herr Kurt Bernhardt
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Herr Bernd Bischoff
SPD
	

	 Herr Hans-Peter Blöcker
CDU
	

	 Frau Jutta Bohne
SPD
	

	 Herr Ralf Briese, MdL
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Frau Ursula Burdiek
SPD
	

	 Frau Margrit Conty
SPD
	

	 Frau Sabine Cupin
SPD
	

	 Herr Manfred Drieling
BFO
	

	 Herr Florian Eiben
SPD
	

	 Herr Bernhard Ellberg
SPD
	

	 Herr Stephan Friebel
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Herr Rolf Grösch
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Herr Heinz Harzmann
CDU
	

	 Herr Hans-Georg Heß
CDU
	

	 Frau Luzie Hille
SPD
	

	 Herr Gerd Hochmann
CDU
	

	 Herr Werner Kaps
SPD
	

	 Herr Hans-Jürgen Klarmann
CDU
	

	 Herr Nils Krummacker
FDP
	

	 Frau Anne Lück
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Frau Beate Morawietz
CDU
	

	 Herr Joachim Mühlbradt
SPD
	

	 Herr Rolf-F. Müller
CDU
	

	 Frau Gesine Multhaupt, MdB
SPD
	

	 Herr Franz Norrenbrock
BFO
	

	 Frau Christine Pankonin
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Frau Daniela Pfeiffer, MdL
CDU
	

	 Herr Ulf Prange
SPD
	

	 Herr Paul-Dieter Reck
CDU
	

	 Herr Klaus-Dieter Reinking
FDP
	

	 Frau Alexandra Reith
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Herr Michael Rosenkranz
CDU
	

	 Herr Christoph Sahm
SPD
	

	 Frau Rita Schilling
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Herr Krister-Benjamin Schramm
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	

	 Frau Evelyn Schuckardt
Die Linke.Oldenburg
	

	 Herr Hans-Richard Schwartz
FDP
	

	 Frau Gerti Suntrup
SPD
	

	 Herr Hauke Wessels
CDU
	

	 Herr Hans-Wolfgang Woltemade
Die Linke.Oldenburg
	

	 Frau Maike Würdemann
CDU
	

	 Herr Rainer Zemke
BFO
	

	 Herr Rainer Zietlow
SPD
	


	von der Verwaltung

	 Frau Stadträtin Silke Meyn

	

	 Herr Stadtrat Martin Schumacher

	

	 Herr Stadtbaurat Dr. Frank-Egon Pantel

	

	 Frau Ltd. Städt. Direktorin Inge von Danckelman
 Herr Olaf Klaukien

	

	 Herr Jürgen Krogmann

	


	Protokollführer/in

	 Frau Kornelia Jerke

	


Sitzungsbeginn: 
18:00 Uhr

Sitzungsende:
21:35 MERGEFIELD  sise  \* MERGEFORMAT  Uhr

Hinweis:

Bis auf die Anlagen 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 22, 23, 31 und 57 wurden alle Vorlagen bereits zur Sitzung versandt.

Öffentlicher Teil

	1
	Feststellung der Beschlussfähigkeit
	

	2
	Genehmigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil)
	

	3
	Mitteilung über die Fraktionen und Gruppen des Rates und deren Stärke und Vorsitzende
	

	4
	Förmliche Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsfrauen und Ratsherren
	

	5
	Wahl der/des Ratsvorsitzenden
	

	6
	Beschlussfassung über die Vertreter des Ratsvorsitzenden/der Ratsvorsitzenden
	

	7
	Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss und die Ratsausschüsse
	06/0690

	8
	Beschluss über Wahleinsprüche
	

	8.1
	Wahleinspruch des Herrn S. Gronemann, Oldenburg, gegen die Gültigkeit der Wahl zum Rat der Stadt Oldenburg am 10. September 2006
	06/0674

	8.2
	Wahleinspruch des Herrn P. Stolzenberg, Oldenburg, gegen die Gültigkeit der Wahl zum Rat der Stadt Oldenburg und der Wahl zum Oberbürgermeister am 10. September 2006 und 24. September 2006 (Stichwahl)
	06/0676/1

	9
	Bildung des Verwaltungsausschusses
	06/0695/1

	10
	Wahl der stellvertretenden Bürgermeister
	

	11
	Vereidigung des Oberbürgermeisters
	

	12
	Bildung der Fach- und sondergesetzlichen Ausschüsse nach §§ 51 und 53 der Nds. Gemeindeordnung (NGO)
	

	12.1
	Benennung der Fachausschüsse
	06/0680

	12.2
	Festlegung der Anzahl der beratenden Mitglieder in den Fachausschüssen
	06/0681

	12.3
	Benennung der Ratsmitglieder durch die Fraktionen und Gruppe und Feststellungsbeschluss
	06/0682

	12.4
	Neubildung des Jugendhilfeausschusses
	06/0683

	12.5
	Neubildung des Schulausschusses
	

	12.5.1
	Bildung eines Schulausschusses gem. § 110 des Nds. Schulgesetzes
	06/0684

	12.5.2
	Besetzung des Schulausschusses
	06/0706

	12.6
	Berufung der Beschäftigtenvertreter in den Werksausschuss Abfallwirtschaftsbetrieb
	06/0694

	12.7
	Zuteilung und Festlegung der Ausschussvorsitze und der Stellvertretungen
	06/0688

	13
	Besetzung von Gremien
	

	13.1
	Benennung der Mitglieder in den Gremien nach Hare-Niemeyer
	06/0685

	13.2
	Wahl des Mitgliedes in die Gesellschafterversammlung der GSG
	06/0686

	13.3
	Einzelbeschlüsse über die Mitgliedschaften in Gremien, deren Stellvertretungen und ggf. Stimmführer (§ 47 NGO)
	06/0687

	14
	Anträge der Fraktionen
	

	14.1
	Behandlung der Asylbewerber im ZAAB Blankenburg (Fraktion der Linkspartei vom 17.10.06)
	

	14.2
	Bebauungsplan 18 a bis 18 c (FDP-Fraktion vom 18.10.06)
	

	14.3
	Bebauungspläne des ECE-Vorhabens (Fraktion der Linkspartei vom 18.10.06)
	

	14.4
	Aktuelle Gaspreiserhöhung der EWE (Fraktion der Linkspartei vom 18.10.06)
	


Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner begrüßt vor der offiziellen Sitzungseröffnung die anwesenden Ratsmitglieder und Zuhörerinnen und Zuhörer zur ersten Sitzung des Rates nach der Kommunalwahl mit ein paar Einleitungsworten und informiert, dass Ratsherr Reck gemäß § 43 Abs. 1 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) als ältestes anwesendes, hierzu bereites Ratsmitglied als sog. Altersvorsitzender die Leitung der Sitzung bis zur Wahl der oder des Ratsvorsitzenden die Sitzungsleitung übernehmen und die notwendige Beschlussfähigkeit feststellen wird.
	zu 1
	Feststellung der Beschlussfähigkeit
	

	
	
	

	
	Ratsherr Reck eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörer und die Presse und stellt die ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähigkeit fest.



	
	Ratsherr Schwartz weist auf einen Aufsatz des Ministerialdirigenten a. D. Thiele in „Rathaus & Recht“ hin, wonach es im Ergebnis zumindest zweifelhaft sei, dass die Ladung zur heutigen Sitzung durch den ehemaligen Oberbürgermeister Schütz habe erfolgen können.

Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner erläutert, dass er entsprechende Zweifel nicht habe, da es explizit gesetzlich vorgesehen sei, dass der neu konstituierte Rat bereits am 01.11.2006, also am ersten Tag der neuen Ratsperiode tagen dürfe.

Die ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähigkeit wird festgestellt.
- einstimmig -



	zu 2
	Genehmigung der Tagesordnung
	

	
	(Anlagen 1, 2,  3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9)

	

	
	Ratsherr Reck weist auf das Vorliegen von 2 Dringlichkeitsanträgen (Anlage 1 und 2)  hin, die auch als Tischvorlage verteilt worden seien und erklärt, dass über Angelegenheiten, die nicht auf der Tagesordnung stünden, nur abgestimmt werden dürfe, wenn es sich um einen dringenden Fall handele und der Rat zu Beginn seiner Sitzung auf schriftlichen Antrag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder die Dringlichkeit feststelle und die Erweiterung der Tagesordnung beschließe. Vor Beschlussfassung über die Erweiterung der Tagesordnung dürfe je ein Mitglied jeder Fraktion oder Gruppe für oder gegen die Dringlichkeit sprechen. 

Ratsherr Zietlow erläutert, er es gehe in beiden Fällen um den Erhalt von Arbeitsplätzen und dies sei immer vorrangig und dringlich.

Ratsherr Klarmann sieht im Erhalt von Arbeitsplätzen ebenfalls ein wichtiges Thema, jedoch sei keine Dringlichkeit im Sinne der NGO geboten. Man könne die Themen in der kommenden Sitzung des Rates mit entsprechender Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss (VA) beraten. 
Ratsherr Adler weist darauf hin, dass auch die auf der Tagesordnung stehenden anderen Anträge die Vorberatung durch den VA erforderten und dieser sich ja im Laufe der Sitzung bilden und während einer Unterberechung der Ratssitzung tagen werde. Eine Vorberatung sei somit heute bereits möglich.
Ratsherr Reck weist auf die erforderliche 2/3-Mehrheit (34 Ja-Stimmen) hin und lässt über den Dringlichkeitsantrag abstimmen.

Der Antrag wird abgelehnt.

- mit 26 Ja- und 24 Nein-Stimmen -
Ratsherr Reck informiert, dass weitere verschiedene Tischvorlagen vorliegen und zwar zu TOP 6 (Anlage 3) ein Vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, zu TOP 9 und TOP 12.3 Listen mit den bisher mitgeteilten namentlichen Benennungen und (Analge 4) eine Ergänzung der namentlichen Benennung durch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu TOP 9 und 12.3 (Anlage 5) sowie zu TOP 12.1 ein Änderungsantrag der CDU-Fraktion (Anlage 6) und eine Ergänzung zu TOP 13.1 bis  13.3  (Anlage 7) sowie zwei Änderungsanträge zu TOP 14.1. (Anlagen 8 und 9).
Die Tagesordnung wird genehmigt.

	
	

	
	- einstimmig -


	zu 3
	Mitteilung über die Fraktionen und Gruppen des Rates und deren Stärke und Vorsitzende
	

	
	
	

	
	Ratsherr Reck verweist auf die mit der Einladung versandten Unterlagen (Anlagen 10 bis 17) und gibt bekannt, dass von den Parteien folgende Fraktions- und Gruppenbildung mitgeteilt worden seien:

1. SPD-Fraktion mit 16 Mitgliedern, Fraktionsvorsitzender: Ratsherr Zietlow

2. CDU-Fraktion mit 13 Mitgliedern; Fraktionsvorsitzender: Ratsherr Klarmann

3. Fraktion BÜNDNIS / DIE GRÜNEN mit 11 Mitgliedern; Fraktionsvorsitzende: Ratsfrau Lück

4. Fraktion Die Linke.Oldenburg mit 4 Mitgliedern; Fraktionsvorsitzender: Ratsherr Adler

5. FDP-Fraktion mit 3 Mitgliedern; Fraktionsvorsitzender: Ratsherr Schwartz

6. BFO-Fraktion mit 3 Mitgliedern; Fraktionsvorsitzender: Ratsherr Norrenbrock

Die FDP-Fraktion und die BFO-Fraktion, so Ratsherr Reck, hätten die Bildung einer Gruppe (Gruppe FDP/BFO) angezeigt. Sprecher der Gruppe sei Ratsherr Schwartz.

	
	

	zu 4
	Förmliche Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsfrauen und Ratsherren
	

	
	
	

	
	Ratsherr Reck informiert, die Ratsfrauen und Ratsherren seien gemäß § 42 NGO verpflichtet, ihre Aufgaben nach bestem Wissen und Gewissen unparteiisch zu erfüllen und die Gesetze zu beachten. Er verpflichtet alle anwesenden Ratsmitglieder, ihre Aufgaben nach bestem Wissen und Gewissen unparteiisch zu erfüllen und die Gesetze zu beachten und weist auf die Pflichten eines jeden Ratsmitgliesdes gemäß § 28 NGO hin, und zwar auf die Amtsverschwiegenheit nach § 25 NGO, das Mitwirkungsverbot nach § 26 NGO und die Treuepflicht nach § 27 NGO. Er verweist auf ein entsprechendes Schreiben vom 12.10.2006, welches allen Ratsmitgliedern zugegangen ist und bittet Ratsherrn Friebel als jüngstes Ratsmitglied nach vorn, um ihn auch als äußeres Zeichen für alle Ratsfrauen und Ratsherren per Handschlag zu verpflichten. 
Ratsherr Reck verpflichtet Ratsherrn Friebel.

	
	

	zu 5
	Wahl der/des Ratsvorsitzenden
	

	
	
	

	
	Ratsherr Klarmann schlägt Ratsfrau Dr. Niewerth-Baumann zur Wahl als Ratsvorsitzende vor.

	
	Es erfolgt kein weiterer Vorschlag und es wird offen gewählt.

Ratsfrau Dr. Niewerth-Baumann wird zur Ratsvorsitzenden gewählt.

- mit 50 Ja-Stimmen -

Auf Nachfrage erklärt sie, die Wahl anzunehmen und bedankt sich für das Vertrauen.



	
	Ratsfrau Dr. Niewerth-Baumann übernimmt die Sitzungsleitung.


	zu 6
	Beschlussfassung über die Vertreter des Ratsvorsitzenden/der Ratsvorsitzenden
	

	
	(Anlage 18)

 
	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann informiert, dass sich an die Wahl die Beschlussfassung über die Vertretung  anschließe, die nach § 43 Abs. 2 NGO durch Abstimmung nach § 47 NGO (einfache Mehrheit) erfolge, also nicht durch Wahl.

Der Rat habe auch zu bestimmen, wie viele Vertreter es geben solle. In Anlehnung an die bisherige Praxis werd vorgeschlagen zwei Stellvertreter zu bestimmen. 

Sie weist auf die Tischvorlage hin, wonach die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Ratsherrn Frick als stellvertretenden Ratsvorsitzenden vorschlagen.
Dem Vorschlag wird zugestimmt.

	
	

	
	- einstimmig -
Als weitere stellvertretende Ratsvorsitzende schlägt Ratsherr Zietlow Ratsfrau Eilers-Dörfler vor. Dem Vorschlag wird zugestimmt.
- einstimmig -



	zu 7
	Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss und die Ratsausschüsse
Vorlage: 06/0690
	

	
	(Anlagen 19, 20, 21, 22 und 23)

	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann informiert, dass die Geschäftsordnung gem. § 50 NGO neu beschlossen werden müsse und verweist auf den übersandten Verwaltungsentwurf und die vorliegenden Änderungsanträge der Fraktion Die Linke.Oldenburg und Bündnis 90/Die Grünen.
Ratsherr Adler verliest und begründet den Antrag der Fraktion Die Linke.Oldenburg (Anlage 21) kurz und erläutert zu Punkt 1, dass aus seiner Sicht nichts dagegen spreche‚ einen TOP öffentlich zu behandeln, wenn auch die Verhandlung bei Gericht öffentlich sei. Wenn es um Prozessstrategien gehe, sei dies selbstverständlich nichtöffentlich zu verhandeln. Den Punkt 2 des Antrages ziehe er zurück. Die Änderungsvorschläge der Punkte 3 und 4, die die Durchführung der Einwohnerfrage, u. a. auch in den Fachausschüssen beträfen, seien für eine bessere Einbindung der Bürgerinnen und Bürger sinnvoll und angemessen. Den Fraktionen müsse eine kurze Stellungnahme dazu ermöglicht werden. Die dadurch verbrauchte Zeit dürfe nicht auf die Zeitbegrenzung der Fragestunde angerechnet werden. Für die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in den Fachausschüssen schlage man zu Punkt 4 vor, dass man den § 32 der Geschäftsordnung um einen Abs. 4 wie folgt ergänze: 

„Der oder die Ausschussvorsitzende kann nach Abstimmung im Ausschuss einer anwesenden Einwohnerin oder einem anwesenden Einwohner der Stadt zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt das Wort erteilen“. Den Änderungsantrag (Anlage 22) legt er zu Protokoll vor. 
Ratsherr Schwartz unterstützt die Anträge im Wesentlichen, wobei er die Formulierung zu Punkt 3 in der Form kritisiert, dass eine Gegenrede nicht der richtige und sinnvolle Bezug in diesem Zusammenhang sei. Hier sei die Formulierung im Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (Anlage 23) besser gewählt.

Ratsherr Friebel ist erfreut über die signalisierte Zustimmung und Ergänzung der Geschäftsordnung zum Thema Einwohnerfragestunde in Fachausschüssen und Rederecht für die Ratsfraktionen. Man schlage zu Punkt 3 die Ergänzung in der Form vor, da man die Fragen und Antworten auf den entsprechenden Internetseiten der Stadt veröffentlicht wissen wolle.  

Ratsherr Zietlow macht deutlich, dass die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in die Kommunalpolitik sehr wichtig sei und seine Fraktion daher den Änderungsanträgen zustimmen werde. 
Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist drauf hin, dass bei einer Zustimmung zu den Änderungsanträgen im Zusammenhang mit der Einwohnerfragestunde in Fachausschüssen in § 32 der GO eine redaktionelle Änderung vorzunehmen ist und lässt abschnittsweise über die Punkte abstimmen:

Zu Punkt 1 des Änderungsantrages (Anlage 22) der Fraktion Die Linke.Oldenburg:
Ergänzung (Fettdruck) des § 4 Abs. 2 …„Rechtsstreitigkeiten der Stadt im Einzelnen, sofern diese vor Gericht nicht öffentlich verhandelt werden.“

- einstimmig -
(Punkt 2 ist zurückgenommen worden, Anlage 22, Änderungs- bzw. Ergänzungsantrag der Fraktion Die Linke.Oldenburg als Tischvorlage) 
Zu Punkt 3 des Änderungsantrages der Fraktion Die Linke.Oldenburg lässt Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann über den weiter gehenden Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (Tischvorlage, Anlage 23) abstimmen:

§ 23 Abs. 3 wird ergänzt um:

„Je Fraktion, Gruppe oder von fraktionslosen Ratsmitgliedern ist eine kurze Stellungnahme möglich. Die Redezeit ist auf drei Minuten pro Fraktion/Gruppe/fraktionslosen Ratsmitgliedern begrenzt. Die durch die Fraktionen/Gruppen/fraktionslosen Ratsmitgliedern in Anspruch genommene Redezeit muss an die vorgesehene Zeit für die Einwohnerfragestunde angehängt werden.

Die Fragen, sowie alle Antworten werden mit Einverständnis der Fragenden auf der Internetseite der Stadt veröffentlicht“.
- mehrheitlich bei sechs Gegenstimmen -
Zu Punkt 4 (Änderungsantrag Fraktion Die Linke.Oldenburg zu Protokoll vor der Beschlussfassung, Anlage 22)

Erläuterung: in § 23 wird kein Absatz 6 angehängt. Statt dessen wird § 32 um folgenden Absatz ergänzt:

„(4) Der oder die Ausschussvorsitzende kann nach Abstimmung im Ausschuss einer anwesenden Einwohnerin oder einem anwesenden Einwohner der Stadt zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt das Wort erteilen.“

 mehrheitlich bei sechs Gegenstimmen -  
Ratsherr Adler beantragt weiter, die in der Verwaltungsvorlage zu § 13 Abs. 3 GO ausformulierte Klarstellung bzw. Ergänzung zu streichen. 

Der Antrag wird abgelehnt.

- mehrheitlich bei 20 Gegenstimmen -



	
	Beschluss:
Die Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss und die Ratsausschüsse wird in der so geänderten Fassung beschlossen.



	
	- mehrheitlich bei sechs Enthaltungen - 


	zu 8
	Beschluss über Wahleinsprüche
	

	
	
	

	zu 8.1
	Wahleinspruch des Herrn S. Gronemann, Oldenburg, gegen die Gültigkeit der Wahl zum Rat der Stadt Oldenburg am 10. September 2006
Vorlage: 06/0674
	

	
	(Anlage 24)

	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass der Rat über Wahleinsprüche und die Gültigkeit der Wahl gem. § 48 Abs. 1 Nds. Kommunalwahlgesetz (NKWG) zu entscheide habe und verweist auf die übersandten Vorlagen. Sie informiert weiter, dass nach § 7 Abs. 2 NKWG die Beschwerdeführer die Möglichkeit hätten, in der Ratssitzung gehört zu werden. Sie seien schriftlich über diese Möglichkeit informiert worden, daher rufe sie zu eventuellen Wortbeiträgen auf. 
Eine Meldung erfolgt nicht.

Beschluss:

Der Wahleinspruch des Herrn S. Gronemann, Oldenburg, wird als unzulässig zurückgewiesen. Die Wahl zum Rat der Stadt Oldenburg am 10. September 2006 ist gültig.



	
	- einstimmig -



	zu 8.2
	Wahleinspruch des Herrn P. Stolzenberg, Oldenburg, gegen die Gültigkeit der Wahl zum Rat der Stadt Oldenburg und der Wahl zum Oberbürgermeister am 10. September 2006 und 24. September 2006 (Stichwahl)
Vorlage: 06/0676/1
	

	
	(Anlage 25)

	

	
	Beschluss:

Der Wahleinspruch des Herrn P. Stolzenberg, Oldenburg, wird als unzulässig zurückgewiesen. Die Wahl zum Rat der Stadt Oldenburg und die Wahl zum Oberbürgermeister am 10. September 2006 und 24. September 2006 (Stichwahl) sind gültig.



	
	- einstimmig -



	zu 9
	Bildung des Verwaltungsausschusses
Vorlage: 06/0695/1
	

	
	(Anlagen  26, 27, 28, 29, 30 und 31)

	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann verweist auf die verteilte Tischvorlage und verliest die von der Fraktionen und der Gruppe benannten Ratsmitglieder/Beigeordneten:

Beigeordnete/r
Stellvertreter/in

RH Bischoff


RH Sahm
SPD

RH Ellberg



RF Multhaupt
SPD

RH Zietlow



RF Burdiek

SPD

RH Klarmann


RH Reck
CDU

RH Hochmann


RH Müller
CDU

RF Dr. Niewerth-Baumann
RF Morawietz
CDU

RF Lück



RF Reith
Bündnis 90/Die Grünen

RF Schilling


RH Bernhardt
Bündnis 90/Die Grünen

RH Schwartz


RH Norrenbrock






RH Reinking
Gruppe FDP/BFO

RH Adler



RF Schuckardt






RF Beckmann
Die Linke.Oldenburg

Beschluss:

Der Rat stellt die Zusammensetzung des Verwaltungsausschusses mit den von den Fraktionen und der Gruppe benannten Mitgliedern fest.


	
	- einstimmig -



	zu 10
	Wahl der stellvertretenden Bürgermeister
	

	
	
	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann informiert, dass der Rat aus den eben festgelegten Beigeordneten gem. § 61 Abs. 7 NGO in Verbindung mit § 7 der Hauptsatzung der Stadt zwei ehrenamtliche Vertreterinnen oder Vertreter des Oberbürgermeisters, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Rates und des Verwaltungsausschusses einschl. der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung der Sitzungen des Verwaltungsausschusses, der Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer Pflichtenbelehrung vertreten, zu wählen hat. 

Nach § 48 NGO werde grundsätzlich schriftlich gewählt. Werde nur ein Wahlvorschlag gemacht, so könne, wenn kein Ratsmitglied widerspricht, durch Zuruf (Handaufheben) gewählt werden. 

Ratsherr Zietlow beantragt mit Hinweis auf § 61 Abs. 6 S. 2 NGO die Festlegung einer Reihenfolge für die Vertretung der Bürgermeister und äußert, dass sich nach seiner Auffassung das bisherige Verfahren mit der Festlegung eines 1. und 2. Bürgermeisters  bewährt habe.

	
	

	
	Ratsherr Klarmann spricht sich dagegen aus mit der Begründung, dass es künftig zwei gleichberechtigte Vertreter geben solle.
Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann lässt über den Antrag auf Festlegung einer Reihenfolge abstimmen.

Dem Antrag wird zugestimmt:

- mehrheitlich bei 25 Gegenstimmen -

Zur Wahl der/des 1. Bürgermeisterin/Bürgermeisters werden vorgeschlagen:

von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen:
Ratsfrau Schilling 
von der SPD-Fraktion: 



Ratsherr Ellberg

Ratsherr Klarmann beantragt geheime Wahl.

Ratsfrau Schilling stellt sich als neu gewähltes Ratsmitglied kurz vor und erläutert ihre Intention zur Kandidatur als 1. Bürgermeisterin.

Auf Bitten der Ratsvorsitzenden Dr. Niewerth-Baumann benennen die Fraktionen jeweils eine Wahlhelferin/einen Wahlhelfer und zwar das jeweils jüngste Fraktionsmitglied, wie folgt:
SPD-Fraktion: 



Ratsherrn Eiben
CDU-Fraktion:



Ratsherrn Wessels

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
Ratsherrn Friebel
Gruppe FDP/BFO:



Ratsherrn Zemke

Fraktion Die Linke.Oldenburg:

Ratsherrn Woltemade
Frau Ltd. Städt. Direktorin Inge von Danckelman ruft die Ratsmitglieder einzeln auf, die den ausgehändigten Stimmzettel hinter den bereitstehenden Sichtblenden ausfüllen und in die zur Verfügung stehende Wahlurne abgelegen.
Nach Abschluss der Stimmabgabe erfolgt die Auszählung der Stimmen durch die Wahlhelfer, die das Ergebnis zur Bekanntgabe an die Ratsvorsitzende aushändigen. 

Die Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann gibt bekannt, dass im ersten Wahlgang diejenige bzw. derjenige gewählt sei, für den die Mehrheit der Ratsmitglieder gestimmt habe und dies sei Ratsfrau Schilling mit 26 Ja-Stimmen. Auf Ratsherrn Ellberg entfielen 24 Ja-Stimmen, eine Stimme sei ungültig.
Ratsfrau Schilling nimmt die Wahl zur 1. Bürgermeistern an.

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann ruft zur Wahl des 2. Bürgermeisters auf.
Es werden vorgeschlagen:

von der CDU-Fraktion:

Ratsherr Hochmann
von der SPD-Fraktion:

Ratsherr Ellberg

Ratsherr Klarmann beantragt geheime Wahl.

Frau Ltd. Städt. Direktorin Danckelman ruft die Ratsmitglieder einzeln auf, die den ausgehändigten Stimmzettel hinter den bereitstehenden Sichtblenden ausfüllen und in die zur Verfügung stehende Wahlurne abgelegen.
Nach Abschluss der Stimmabgabe erfolgt die Auszählung der Stimmen durch die Wahlhelfer, die das Ergebnis zur Bekanntgabe an die Ratsvorsitzende aushändigen. 
Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann gibt bekannt, dass im ersten Wahlgang derjenige gewählt sei, für den die Mehrheit der Ratsmitglieder gestimmt habe. Das Ergebnis der Wahl habe die erforderliche Mehrheit nicht ergeben, da jeweils 25 Stimmen auf die beiden Kandidaten entfallen seien. Es habe eine ungültige Stimme gegeben. Demnach sei ein zweiter Wahlgang erforderlich der dem Verfahren des ersten Wahlganges entspreche. Ergebe sich auch im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheide das durch den Oberbürgermeister zu ziehende Los.
Es folgt der zweite Wahlgang nach dem gleichen Verfahren.
Nach Abschluss der Stimmabgabe erfolgt die Auszählung der Stimmen durch die Wahlhelfer, die das Ergebnis zur Bekanntgabe an die Ratsvorsitzende aushändigen. 
Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann gibt bekannt, dass im 2. Wahlgang 26 Stimmen auf Ratsherrn Ellberg entfielen, der somit als 2. Bürgermeister gewählt worden sei. Auf Ratsherrn Hochmann entfielen 24 Stimmen. Eine Stimme sei ungültig.
Ratsherr Ellberg bedankt sich für das Vertrauen und nimmt die Wahl zum 2. Bürgermeister an.



	zu 11
	Vereidigung des Oberbürgermeisters
	

	
	
	

	
	Erste Bürgermeisterin Ratsfrau Schilling vereidigt Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner und verliest hierzu die Eidesformel und weist auf den Inhalt und die Bedeutung des Diensteides hin.

	
	

	zu 12
	Bildung der Fach- und sondergesetzlichen Ausschüsse nach §§ 51 und 53 der Nds. Gemeindeordnung (NGO)
	

	
	
	

	zu 12.1
	Benennung der Fachausschüsse
Vorlage: 06/0680
	

	
	(Anlagen 32, 33, und 6)

	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann verweist auf die versandte Vorlage und die Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 27.10.2006 auf Umbenennung des Ausschusses für Stadtgrün und Umwelt in „Ausschuss für Stadtgrün, Umwelt und Klima“ und den als Tischvorlage vorliegenden Änderungsantrag der CDU-Fraktion zur Ergänzung der Bezeichnung des Ausschusses für Wirtschaftsförderung um Ausschuss für „regionale Zusammenarbeit“ (Anlage 6).

Ratsherr Krummacker sieht die Ergänzung der Bezeichnung des Ausschusses für Wirtschaftsförderung kritisch, da er damit auch eine Aufgabenzuweisung verbunden sehe,  die Diskussionen einenge. Bisher habe man beispielsweise Themen im Zusammenhang mit Wirtschaftsförderung und regionaler Zusammenarbeit in verschiedenen Ausschüssen beraten, wie z. B. im Verkehrsausschuss und im Werksausschuss Abfallwirtschaftbetrieb. 

Ratsherr Müller informiert, dass die CDU-Fraktion vor dem Hintergrund der Entwicklung und der Bedeutung der Metropolregion die Ergänzung beantragt habe. Keinesfalls seien damit Diskussionen überregionaler Themen in anderen Ausschüssen ausgeschlossen. 
Ratsherr Grösch begründet für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Ergänzung des Ausschusses für Stadtgrün und Umwelt um den Begriff „Klima“ damit, dass man vor dem Hintergrund der Bedeutung des Klimawandels ein Schwergewicht auf dieses aktuelle Thema legen müsse.
Ratsherr Adler befürwortet inhaltlich die Ergänzungen in der Namensgebung.
Auch Ratsherr Reck stimmt den Ergänzungen zu und erinnert an einen aktuellen Spielfilm zum Thema. 
Dem Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in Form der Ergänzung der Bezeichnung des Ausschusses für Stadtgrün und Umwelt um den Begriff „Klima“ wird zugestimmt.

- mehrheitlich bei 20 Gegenstimmen und zwei Enthaltungen -
Dem Änderungsantrag der CDU-Fraktion in Form der Ergänzung der Bezeichnung des Ausschusses für Wirtschaftsförderung um „und regionale Zusammenarbeit“ wird zugestimmt.

- mehrheitlich bei sechs Gegenstimmen -
Weiter wird folgender Beschluss gefasst:
Der Rat bildet zur Vorbereitung seiner Beschlüsse folgende Ratsausschüsse:

1. Haushalts- und Finanzausschuss

mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren,

2. Ausschuss für Stadtplanung und Bauen

mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren,

3. Verkehrsausschuss

mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren,

4. Ausschuss für Stadtgrün, Umwelt und Klima
mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren,

5. Ausschuss für Wirtschaftsförderung 
   und regionale Zusammenarbeit 
   (gleichzeitig Werksausschuss für den Eigen-     

   betrieb Hafen)

mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren, 

6. Kulturausschuss

mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren,

7. Sozialausschuss



mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren,

8. Sportausschuss

mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren.

9. Schulausschuss *

mit 11 Ratsfrauen und Ratsherren,

10. Jugendhilfeausschuss *

mit 6 Ratsfrauen und Ratsherren,

11. Werksausschuss Abfallwirtschaftsbetrieb

mit 6 Ratsfrauen und Ratsherren,

12. Werksausschuss Weser-Ems Halle

mit 9 Ratsfrauen und Ratsherren,

13. Werksausschuss Bäderbetrieb

mit 10 Ratsfrauen und Ratsherren,

14. Umlegungsausschuss (lediglich Nachbenennung: Der Umlegungsausschuss ist gemäß § 46 Baugesetzbuch (BauGB) am 27.05.2002 für die Dauer von fünf Jahren bereits gewählt worden. Gem. § 5 Abs. 2 DV-BauGB bleiben die weiteren Mitglieder nach Ablauf der Wahlperiode im Amt, bis der neue Rat über ihre Nachfolge bestimmt hat.

mit 3 Ratsfrauen und Ratsherren (Be(Benennung einer Vertretung für jedes 
Mitglied gem. § 4 Abs. DV-BauGB notwendig) 

* Zur Besetzung des Jugendhilfeausschusses und des Schulausschusses als sondergesetzliche Ausschüsse wird auf die gesonderten Beschlussvorschläge verwiesen.



	
	- einstimmig -



	zu 12.2
	Festlegung der Anzahl der beratenden Mitglieder in den Fachausschüssen
Vorlage: 06/0681
	

	
	(Anlage 34)

	

	
	Beschluss:
Folgenden Ausschüssen gehören beratende Mitglieder an:

1.
Ausschuss für Stadtgrün und Umwelt

7 beratende Mitglieder,

2.
Sozialausschuss



7 beratende Mitglieder,

3.
Sportausschuss

7 beratende Mitglieder,.

4.
Verkehrsausschuss

7 beratende Mitglieder,

5.
Ausschuss für Wirtschaftsförderung und regionale Zusammenarbeit (gleichzeitig Werksausschuss für den Eigenbetrieb Hafen)

6 beratende Mitglieder, 

6.
Werksausschuss Bäderbetrieb

2 beratende Mitglieder



	
	- einstimmig -



	zu 12.3
	Benennung der Ratsmitglieder durch die Fraktionen und Gruppe und Feststellungsbeschluss
Vorlage: 06/0682
	

	
	(Anlagen 35, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 4 und 5)

	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann verweist auf die Tischvorlage und teilt mit, dass die Fraktionen und die Gruppe die namentliche Besetzung wie folgt mitgeteilt haben bzw. ergänzen:

Haushalts- und Finanzausschuss

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RH Bischoff

SPD

RF Conty

SPD

RH Sahm

SPD

RH Zietlow

SPD

RH Klarmann

CDU

RF Morawietz

CDU

RH Rosenkranz

CDU

RF Schilling

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
RH Grösch 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Reinking

Gruppe FDP/BFO

RH Adler

Die Linke.Oldenburg

Ausschuss für Stadtplanung und Bauen

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RF Burdiek

SPD

RH Kaps

SPD

RH Mühlbradt

SPD

RH Prange

SPD

RH Hochmann

CDU

RH Müller

CDU

RH Blöcker

CDU

RH Bernhardt

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RF Reith

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Krummacker

Gruppe FDP/BFO

RF Beckmann 

Die Linke.Oldenburg

Verkehrsausschuss

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RF Bohne

SPD

RF Hille

SPD

RF Multhaupt

SPD

RH Sahm

SPD

RH Rosenkranz

CDU

RF Pfeiffer

CDU

RF Morawietz

CDU

RF Reith

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Frick

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Drieling

Gruppe FDP/BFO

RH Woltemade 

Die Linke.Oldenburg

Ausschuss für Stadtgrün und Umwelt

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RF Conty

SPD

RF Hille

SPD

RH Mühlbradt

SPD

RF Suntrup

SPD

RH Reck

CDU

RF Würdemann

CDU

RF Pfeiffer

CDU

RH Grösch

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Beer

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Norrenbrock

Gruppe FDP/BFO

RF Beckmann 

Die Linke.Oldenburg

Ausschuss für Wirtschaftsförderung (gleichzeitig Werksausschuss für den Eigenbetrieb Hafen)


(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RH Bischoff

SPD

RF Bohne

SPD

RH Ellberg

SPD

RH Sahm

SPD

RH Harzmann

CDU

RH Heß

CDU

RH Wessels

CDU

RF Pankonin

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Briese

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Drieling

Gruppe FDP/BFO

RH Woltemade 

Die Linke.Oldenburg

Kulturausschuss

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RF Bohne

SPD

RF Burdiek

SPD

RF Hille

SPD

RF Suntrup

SPD

RH Harzmann

CDU

RF Dr. Niewerth-Baumann

CDU

RF Morawietz

CDU

RF Lück

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Beer

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Schwartz

Gruppe FDP/BFO

RF Beckmann 

Die Linke.Oldenburg

Sozialausschuss

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RH Eiben

SPD

RF Eilers-Dörfler

SPD

RH Kaps

SPD

RF Suntrup

SPD

RH Reck

CDU

RH Rosenkranz

CDU

RH Wessels

CDU

RF Pankonin

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Schramm

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Zemke

Gruppe FDP/BFO

RF Schuckardt 

Die Linke.Oldenburg

Sportausschuss

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RF Conty

SPD

RF Cupin

SPD

RH Mühlbradt

SPD

RH Prange

SPD

RH Müller

CDU

RH Harzmann

CDU

RH Heß

CDU

RF Schilling

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Friebel

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Zemke

Gruppe FDP/BFO

RH Adler *

Die Linke.Oldenburg

(* benannt für „Ausschuss für Sport und Bäder“)

Schulausschuss

(11 Ratsfrauen und Ratsherren)

RF Burdiek

SPD

RH Eiben

SPD

RH Mühlbradt

SPD

RF Multhaupt

SPD

RF Dr. Niewerth-Baumann

CDU

RF Würdemann

CDU

RH Wessels

CDU

RH Friebel

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Frick

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Zemke

Gruppe FDP/BFO

RF Schuckhardt 

Die Linke.Oldenburg

Werksausschuss Weser-Ems Halle

(9 Ratsfrauen und Ratsherren)

RH Ellberg

SPD

RH Kaps

SPD

RH Prange

SPD

RH Reck

CDU

RH Klarmann

CDU

RH Bernhardt

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Schramm

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Krummacker

Gruppe FDP/BFO

RH Woltemade

Die Linke.Oldenburg

Jugendhilfeausschuss

(6 Ratsfrauen und Ratsherren)


Stellvertreter/in

RH Eiben
  RF Multhaupt

SPD

RF Eilers-Dörfler
  RH Prange

SPD

RF Dr. Niewerth-Baumann
RF Würdemann

CDU

RH Wessels
RH Harzmann

CDU

RF Schilling
RH Schramm

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Reinking
RH Norrenbrock

Gruppe FDP/BFO

Grundmandat

RH Adler
RF Schuckardt 

Die Linke.Oldenburg

Werksausschuss Abfallwirtschaftsbetrieb

(6 Ratsfrauen und Ratsherren)
RH Bischoff

SPD

RF Cupin

SPD

RH Reck

CDU

RF Würdemann

CDU

RF Lück

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Reinking

Gruppe FDP/BFO

Grundmandat

Ratsfrau Schuckardt

Die Linke.Oldenburg

Werksausschuss Eigenbetrieb Bäder

(10 Ratsfrauen und Ratsherren)

RF Conty

SPD

RH Mühlbradt

SPD

RF Suntrup

SPD

RH Müller

CDU

RH Blöcker

CDU

RH Heß

CDU

RF Reith

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Grösch

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

RH Norrenbrock

Gruppe FDP/BFO

RH Adler*

Die Linke.Oldenburg

(* namentl. Benennung erfolgte für „Ausschuss für Sport und Bäder) 

Umlegungsausschuss

(3 Ratsfrauen und Ratsherren)


Stellvertreter/in

RF Cupin
RF Burdiek

SPD

n.n.

n.n

CDU

RH Bernhardt
  RF Reith

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Beschluss:

Der Rat stellt die Besetzung der Ausschüsse mit den von den Fraktionen und der Gruppe benannten Mitgliedern fest.



	
	- einstimmig -



	zu 12.4
	Neubildung des Jugendhilfeausschusses
Vorlage: 06/0683
	

	
	(Anlage 42)

	

	
	Beschluss:

Für die Dauer der Wahlperiode 2006 – 2011 gehören dem Jugendhilfeausschuss 15 stimmberechtigte Mitglieder an.


	
	- einstimmig -



	zu 12.5
	Neubildung des Schulausschusses
	

	
	
	

	zu 12.5.1
	Bildung eines Schulausschusses gem. § 110 des Nds. Schulgesetzes
Vorlage: 06/0684
	

	
	(Anlage 43)

	

	
	Beschluss:

Die Stadt Oldenburg (Oldb) bildet gemäß § 53 der Nds. Gemeindeordnung und § 110 des Nds. Schulgesetzes einen Schulausschuss, der sowohl für die allgemein bildenden als auch für die berufsbildenden Schulen der Stadt zuständig ist.

Der Schulausschuss setzt sich neben den Mitgliedern des Rates aus folgenden stimmberechtigten Vertreterinnen und Vertretern der städtischen Schulen zusammen:

1 Vertreterin oder 1 Vertreter der Lehrkräfte der allgemein bildenden Schulen

1 Vertreterin oder 1 Vertreter der Lehrkräfte der berufsbildenden Schulen

1 Vertreterin oder 1 Vertreter der Schülerinnen und Schüler der allgemein bildenden

Schulen

1 Vertreterin oder 1 Vertreter der Schülerinnen und Schüler der berufsbildenden Schulen

2 Vertreterinnen oder 2 Vertreter der Eltern (für alle Schulen)

In Angelegenheiten, die die berufsbildenden Schulen betreffen, nimmt

1 Vertreterin oder 1 Vertreter der Organisationen der Arbeitgeberverbände und

1 Vertreterin oder 1 Vertreter der Organisationen der Arbeitnehmerverbände 

mit Stimmrecht an den Sitzungen des Schulausschusses teil.

Für die Vertreterinnen und Vertreter der Schulen sowie der Organisationen der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerverbände werden jeweils zwei Vertreterinnen oder Vertreter als Ersatzmitglieder berufen.


	
	- einstimmig -



	zu 12.5.2
	Besetzung des Schulausschusses
Vorlage: 06/0706
	

	
	(Anlage 44)

	

	
	Beschluss:

Dem Rat beruft nachstehende Personen als stimmberechtigte Mitglieder in den Schulausschuss: 

Als Vertreter der Lehrkräfte der allgemein bildenden Schulen

Frau Anke Harms, Metzerstraße 6 c, 26121 Oldenburg

(Fröbelschule)

1. Ersatzmitglied

Frau Angela Bernath, Husbrok 26, 26127 Oldenburg

(Comeniusschule)

2. Ersatzmitglied

Herr Jürgen Fraatz, Rowoldstraße 19, 26127 Oldenburg

(GS Bürgeresch)

Als Vertreter der Lehrkräfte der berufsbildenden Schulen

Herrn Matthias Tellmann, Direlaker Heide 42, 26135 Oldenburg

(Bildungszentrum für Technik und Gestaltung, BZTG)

1. Ersatzmitglied

Herr Franz-Joseph Burdiek, Klingenbergstraße 172, 26133 Oldenburg

(BBS Wechloy)

2. Ersatzmitglied

Ein weiteres Ersatzmitglied wurde noch nicht benannt.

Als Vertreter der Schülerinnen und Schüler

Der neue Stadtschülerrat hat sich noch nicht konstituiert. Besetzungsvorschläge liegen daher noch nicht vor. 

Als Vertreter der Eltern aller Schulen

Der neue Stadtelternrat hat sich noch nicht konstituiert. Besetzungsvorschläge liegen daher noch nicht vor. 

Als Vertreter der Organisationen der Arbeitgeberverbände für Angelegenheiten, die die berufsbildenden Schulen betreffen

Frau Irina Börchers, Bahnhofstraße 14, 26122 Oldenburg

1. Ersatzmitglied

Herr Oliver Osterfeld, Bahnhofstraße 14, 26122 Oldenburg

2. Ersatzmitglied

Herr Horst-Peter Brenneke, Bahnhofstraße 14, 26122 Oldenburg

Als Vertreter der Organisationen der Arbeitnehmerverbände für Angelegenheiten, die die berufsbildenden Schulen betreffen

Herr Manfred Klöpper, Kaiserstraße 4 – 6, 26121 Oldenburg

1. Ersatzmitglied

Frau Christiane Löhmann, Kaiserstraße 4 – 6, 26121 Oldenburg

2. Ersatzmitglied

Ein weiteres Ersatzmitglied wurde bisher nicht benannt.


	
	- einstimmig -



	zu 12.6
	Berufung der Beschäftigtenvertreter in den Werksausschuss Abfallwirtschaftsbetrieb
Vorlage: 06/0694
	

	
	(Anlage 45)


	
	Beschluss:

In den Werksausschuss des Abfallwirtschaftsbetriebes werden folgende Beschäftigtenvertreter berufen:

1. Wolfgang Weitkämper


Stellvertreter: Torsten von Varel 









Sandra Müller









Peter Twiestmeyer









Waldemar Litau









Horst Janßen









Christiane Frerichs









Andreas Wylenzek

2. Jürgen Kriesten 



Stellvertreter: Andreas Hoffmann









Michael Tramp









Volker Mönnich

3. Aloys Kiepe 



Vertreter: Eberhard Köster



	
	- einstimmig -



	zu 12.7
	Zuteilung und Festlegung der Ausschussvorsitze und der Stellvertretungen
Vorlage: 06/0688
	

	
	(Anlagen 46)
	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann verweist auf die Verwaltungsvorlage und bittet um Zugriff der Ausschussvorsitze nach der entsprechenden Reihenfolge.
Die Ausschussvorsitze werden wie folgt gegriffen:

Zugriff

Ausschuss

Vorsitz

1. SPD

Verkehrsausschuss

RF Multhaupt

2. CDU

Ausschuss für Stadtplanung und Bauen

RH Hochmann

3. B 90/Grüne

Ausschuss für Stadtgrün, Umwelt und Klima

RH Grösch

4. SPD

Sozialausschuss

RF Eilers-Dörfler

5. CDU

Sportausschuss
RH Müller

6. Gruppe FDP/BFO

Kulturausschuss
RH Schwartz

7. B 90/Grüne

Schulausschuss
RH Frick

8. SPD

Ausschuss für Wirtschaftsförderung und regionale Zusammenarbeit
RH Ellberg

9. CDU

Jugendhilfeausschuss
RF Dr. Niewerth-Baumann

*10. SPD

Haushalts- und Finanzausschuss
RF Conty

*11. Linkspartei

Werksausschuss des Abfallwirtschaftsbetriebes
RF Schuckhardt

12. B90/Grüne

Werksausschuss des Bäderbetriebes
RF Reith

13. CDU

Werksausschuss Weser-Ems Halle
RH Reck

(*Los war nicht erforderlich, Einigung)
Beschluss:

Der Rat stellt die Ausschussvorsitze und die namentliche Benennung fest. 
Die Vertreterinnen und Vertreter werden später benannt.


	
	- einstimmig -



	zu 13
	Besetzung von Gremien
	

	
	
	

	zu 13.1
	Benennung der Mitglieder in den Gremien nach Hare-Niemeyer
Vorlage: 06/0685
	

	
	(Anlage 47, 48, 49, 50, 51, 52 und  7)

	

	
	Stadträtin Meyn verweist auf die lfd. Nr. 15 und schlägt vor, in den Beirat keine Mitglieder des Rates, sondern Sachkundige aus den Bereichen Brandschutz und/oder Rettungsdienst zu entsenden. Der Beirat der Leitstelle solle als Fachgremium den Vorstand und den Verwaltungsrat beraten. Sie wolle hier noch ergänzende Informationen einholen und schlägt eine Vertagung dieser Besetzung vor.
Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann ruft die einzelnen Gremien auf und verliest die von den Fraktionen und der Gruppe benannten Mitglieder:
Die Besetzung mit den von den Fraktionen/der Gruppe vorgeschlagenen Mitgliedern und dem Oberbürgermeister als Vertreter der Stadt in den Gremien wird festgestellt. Ebenso werden die vorgeschlagenen Stellvertretungen festgestellt.
Zu lfd. Nr. 1 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):
Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für den Aufsichtsrat der Weser-Ems Halle Oldenburg GmbH vorgeschlagen: 
Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Ellberg, Ratsherr Pran-





ge und Ratsherr Zietlow
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Klarmann und Rats-





herr Reck
Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsherr Schramm und Rats-





herr Bernhardt

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Krummacker

Von der Fraktion Die Linke:

Ratsherr Woltemade
- einstimmig -

Für die Gesellschafterversammlung der Weser-Ems Hallen GmbH werden neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner vorgeschlagen:
Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Zietlow
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Klarmann 

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsherr Bernhardt

- einstimmig -

Zu lfd. 2 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage)

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für den Aufsichtsrat der Verkehr und Wasser GmbH vorgeschlagen:
Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Eiben und Ratsfrau 





Multhaupt
Von der CDU-Fraktion:


Ratsfrau Dr. Niewerth-Baumann 





und Ratsherrn Rosenkranz
Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsfrau Reith

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Drieling
- einstimmig -



Für die Gesellschafterversammlung der Verkehr und Wasser GmbH werden neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsfrau Multhaupt
Von der CDU-Fraktion:


Ratsfrau Dr. Niewerth-Baumann

- einstimmig -

Zu lfd. Nr. 3 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage)

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für den Aufsichtsrat der GSG Oldenburg GmbH vorgeschlagen: 

Von der SPD-Fraktion:  


Herr Dr. Knake und Ratsherr 





Kaps
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Klarmann

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsfrau Pankonin
Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Reinking
- einstimmig -

Zu lfd. Nr. 4 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage)

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner, zu dessen Vertreterin Stadträtin Meyn bestimmt wird, sind für die Besetzung der Verbandsversammlung Ems-Weser-Elbe Ver- u Entsorgungsverband vorgeschlagen:
Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Ellberg







Stellvertretung: Ratsfrau Bur-





diek
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Harzmann







Vertretung: Ratsherr Bernhardt
- einstimmig -

Zu lfd. Nr. 5 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage)

Für die Besetzung in der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes werden vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Frau Heike Bockmann 






Vertretung: Ratsherr Bischoff





Ratsherr Ellberg





Vertretung: Ratsherr Sahm

Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Müller 






Vertretung: Ratsfrau Würde-





mann






Oberbürgermeister Prof. Dr. 





Schwandner






Vertretung: Ratsfrau Morawietz

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsherr Bernhardt







Vertretung: Ratsfrau Schilling

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Norrenbrock







Vertretung: Ratsherr Zemke

Von der Fraktion Die Linke:

Ratsherr Adler







Ratsfrau Schuckhardt

- einstimmig -

Zu lfd. Nr. 6 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Für den Verwaltungsrat der Landessparkasse zu Oldenburg werden benannt:
Von der SPD-Fraktion:  


Herr Dietmar Schütz
Von der CDU-Fraktion:


Oberbürgermeister Prof. Dr. 





Schwandner

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsherr Bernhardt

- einstimmig -
Zu lfd. Nr. 7 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für die Gesellschafterversammlung des Klinikums Oldenburg GmbH vorgeschlagen:
Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Bischoff und Ratsfrau 





Conty
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Hochmann

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Herr Bernd Zabel

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Schwartz

- einstimmig -

Die gleiche Benennung erfolgt für den Aufsichtsrat:

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für die Besetzung des Aufsichtsrates des Klinikums Oldenburg GmbH vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Bischoff und Ratsfrau 





Conty
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Hochmann

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Herr Bernd Zabel

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Schwartz

- einstimmig -

Zu lfd. Nr. 8 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):
Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für die Besetzung der Gesellschafterversammlung der Oldenburg Tourismus und Marketing GmbH vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsfrau Bohne
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Heß

von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsherr Beer

- einstimmig -
Zu lfd. Nr. 9 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für die Besetzung der Gesellschafterversammlung des Technologie- u Gründerzentrum GmbH vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Sahm
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Blöcker
- einstimmig -
Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für den Aufsichtsrat zu den in der Mitgliedern in der  Gesellschafterversammlung des Technologie- u Gründerzentrum GmbH vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsherr Ellberg

Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Heß
Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsherrn Briese

- einstimmig -

Zu lfd. Nr. 10 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für die Besetzung der Gesellschafterversammlung der Bäderbetriebsgesellschaft mbH vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsfrau Conty und Ratsherr 





Prange
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Müller
Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsfrau Reith
Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Norrenbrock
- einstimmig -
Zu lfd. Nr. 11 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):Für die Besetzung des Beirates der ARGE werden vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsfrau Eilers-Dörfler
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Wessels

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsfrau Pankonin

- einstimmig -
Zu lfd. Nr. 12 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Für die Besetzung der Landschaftsversammlung der Oldenburgischen Landschaft werden vorgeschlagen:
Von der SPD-Fraktion:  


Ratsfrau Burdiek
Von der CDU-Fraktion:


Ratsfrau Pfeiffer

- einstimmig 

Zu lfd. Nr. 13 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Für die Besetzung des Verwaltungsausschusses des Staatstheaters werden vorgeschlagen:
Von der SPD-Fraktion:  


Herr Wolfgang Wulf 







Vertretung: Ratsfrau Hille
Von der CDU-Fraktion:


Ratsherr Harzmann 







Vertretung: Ratsfrau Dr. Nie-





werth-Baumann

Von der Fraktion B 90/Die Grünen:
Ratsherr Beer






Vertretung: Ratsfrau Lück
Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Schwartz







Vertretung: Ratsherr Reinking
- einstimmig -
Zu lfd. Nr. 14 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Neben Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner werden für die Besetzung des Beirates des Verkehrsvereins Oldenburg vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:  


Ratsfrau Bohne und Ratsherr 





Sahm
Von der CDU-Fraktion:


Ratsfrau Morawietz und Rats-





herr Wessels

Von der Fraktion B 90/Die Grünen: 
Ratsherr Frick

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Drieling
- einstimmig -
Zu lfd. Nr. 15 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Beirat der Leitstelle für Rettungsdienst u Brandschutz
Die Besetzung wird auf Vorschlag von Stadträtin Meyn zurückgestellt. 

Zu lfd. Nr. 16
der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Metropolversammlung der Metropolregion Bremen-Oldenburg 
Ratsherr Zietlow regt an, die Entscheidung ebenfalls zurückzustellen, um die Besetzung von mehr als zwei Sitze durch die Stadt in der Metropolversammlung zu prüfen.
Dies wird ohne Aussprache so angenommen.

Eine Übersicht der so besetzten Gremien ist als Anlage 57 beigefügt.



	zu 13.2
	Wahl des Mitgliedes in die Gesellschafterversammlung der GSG
Vorlage: 06/0686
	

	
	(Anlage 53)
	

	
	Beschluss:

Der Rat wählt gemäß den Vorschlägen der Fraktionen und der Gruppe Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner als Vertreter der Stadt in die Gesellschafterversammlung der GSG.



	
	- mit 50 Ja-Stimmen -
Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner nimmt die Wahl an.



	zu 13.3
	Einzelbeschlüsse über die Mitgliedschaften in Gremien, deren Stellvertretungen und ggf. Stimmführer (§ 47 NGO)
Vorlage: 06/0687
	

	
	(Anlagen 54, 55 und 56 und 57)

	

	
	Zu lfd. Nr. 1
der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann erläutert, dass neben dem Oberbürgermeister weitere Mitglieder des Rates für die Mitgliederversammlung des Nds. Städtetages benannt werden könnten. Es sei zunächst die Anzahl der Mitglieder zu beschließen. Sie schlägt vor, wie in der Vergangenheit je Fraktion/Gruppe ein Mitglied zu benennen.

Der Rat beschließt, je Fraktion/Gruppe ein Mitglied für die Besetzung der Mitgliederversammlung des Nds. Städtetages zu benennen.

- einstimmig -

Für die Besetzung der Mitgliederversammlung des Niedersächsischen Städtetages und als Stimmführer werden vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion: 
Ratsherr Ellberg

Von der CDU-Fraktion:
Ratsherr Harzmann (gleichzeitig Stimm-



führer)
Von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen:Ratsherr Frick
von der Gruppe FDP/BFO:
Ratsherr Zemke
Von der Fraktion Die Linke: 
  Ratsfrau Beckmann
- einstimmig -
Zu lfd. Nr. 2 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage) - Nachhaltigkeitsrat der Lokalen Agenda - weist Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann darauf hin, dass erst Anfang 2007 eine Entscheidung zur Fortsetzung dieses Gremiums getroffen werde und eine Neubesetzung daher noch nicht erfolge.

Zu lfd. Nr. 3 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass neben dem Oberbürgermeister für die Hauptversammlung des Städtetages eine weitere Vertretung der Stadt benannt werden müsse. In der Vergangenheit sei der Ratsvorsitzende benannt worden.

Auf Vorschlag der SPD-Fraktion wird Ratsfrau Eilers-Dörfler für die Besetzung der Hauptversammlung benannt.

- einstimmig -

Zu lfd. Nr. 4 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass ein Vertreter in den Verbandsausschuss Ems-Weser-Elbe Ver- und Entsorgungsverband zu entsenden sei und zwar aus dem Personenkreis der drei für die Verbandsversammlung bestellten Mitglieder.
Auf Vorschlag wird Oberbürgermeister Prof. Dr. Gerd Schwandner in den Verbandsausschuss entsandt.

- einstimmig- 

Zu lfd. Nr. 5 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann ruft Vorschläge für die Besetzung des Vorstandes der Oldenburgischen Landschaft auf und weist darauf hin, dass die benannten Vertreter nicht Mitglieder in der Landschaftsversammlung sein sollten.

Es werden vorgeschlagen:

Von der CDU-Fraktion: 


Ratsfrau Morawietz 

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Schwartz

Die Abstimmung ergibt:

25-Ja-Stimmen für Ratsfrau Morawietz und 26-Ja-Stimmen für Ratsherrn Schwartz, der somit mit der Mehrheit der Stimmen entsandt wird.

Zu lfd. Nr. 6 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann ruft Vorschläge für die Besetzung der Verbandsversammlung Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes auf und weist darauf hin, dass auch eine Vertretung zu benennen ist.
Es werden vorgeschlagen:

Von der CDU-Fraktion: 


Ratsherr Reck, Vertretung: Ratsherr 





Grösch 

Von der Fraktion Die Linke:

Ratsherr Adler; Vertretung*: Ratsherr 





Reinking (*der schriftlich eingereichte Vor





schlag mit der Benennung von Frau Schuck-





hardt wird zurückgezogen)
Die Abstimmung ergibt:

25-Ja-Stimmen für Ratsherrn Reck einschl. Vertretung und 26-Ja-Stimmen für Ratsherrn Adler, einschl. Vertretung, der somit mit der Mehrheit der Stimmen entsandt wird. Die Vertretung übernimmt Ratsherr Reinking.

Zu lfd. Nr. 7 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass neben dem Oberbürgermeister für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung eine weitere Besetzung einschließlich einer Vertretung benannt werden müsse.
Es werden vorgeschlagen:

Von der CDU-Fraktion: 


Ratsfrau Würdemann (schriftliche benann-





te Vertretung von Ratsherr Klarmann wird 





zurückgezogen) 

Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherrn Norrenbrock, Vertretung 






Ratsherr Zemke

Die Abstimmung ergibt:

25-Ja-Stimmen für Ratsfrau Würdemann und 26-Ja-Stimmen für Ratsherrn Norrenbrock, einschl. Vertretung, der somit mit der Mehrheit der Stimmen entsandt wird. Die Vertretung übernimmt Ratsherr Zemke.

Zu lfd. Nr. 8 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass neben dem Oberbürgermeister für die Verbandsversammlung des Bezirsverbandes Oldenburg eine weitere Besetzung einschließlich einer Vertretung benannt werden müsse.
Es werden vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion: 


Ratsfrau Eilers-Dörfler, Vertretung: 





Ratsherr Reinking 

Von der Gruppe CDU-Fraktion:

Ratsherr Briese*, Vertretung: Ratsfrau 





Pfeiffer (*der schriftlich eingereichte Vor





schlag mit der Benennung von Herrn Blöcker  





wird zurückgezogen)

Die Abstimmung ergibt:

25-Ja-Stimmen für Ratsherrn Briese und 26-Ja-Stimmen für Ratsfrau Eilers-Dörfler, einschl. Vertretung, die somit mit der Mehrheit der Stimmen entsandt wird. Die Vertretung übernimmt Ratsherr Reinking.

Zu lfd. Nr. 9 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass neben dem Oberbürgermeister in die Verbandsversammlung des Zweckverbund Niedersachsen/Bremen eine weitere Besetzung einschließlich einer Vertretung benannt werden und ein Stimmführer bestellt werden müsse.
Es werden vorgeschlagen:

Von der CDU-Fraktion: 


Ratsherr Rosenkranz, gleichzeitig 





Stimmführer

Von der Fraktion Die Linke :

Ratsherr Woltemade, Stimmführer O-





berbürgermeister Prof. Dr. Schwand-





ner
Die Abstimmung ergibt:

25-Ja-Stimmen für Ratsherrn Rosenkranz und 26-Ja-Stimmen für Ratsherrn Woltemade, einschl. der Stimmführerschaft durch den Oberbürgermeister. Somit ist mit der Mehrheit der Stimmen Ratsherr Woltemade in die Verbandsversammlung entsandt. Die Stimmführerschaft wird Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner übertragen.
Zu lfd. Nr. 10 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann ruft Vorschläge für die Besetzung des Allgemeinen Beirates der Oldenburgischen Landesbrandkasse auf und weist darauf hin, dass auch eine Vertretung zu benennen ist.
Es werden vorgeschlagen:

Von der SPD-Fraktion:


Ratsfrau Burdiek

Von der CDU-Fraktion: 


Ratsherr Harzmann

Von der Gruppe FDP/BFO:

für die Vertretung Ratsherrn Drieling

Die Abstimmung ergibt:

25-Ja-Stimmen für Ratsherrn Harzmann, 26-Ja-Stimmen für Ratsfrau Burdiek und 37 Ja-Stimmen für Ratsherrn Drieling als Vertretung. 
Danach sind mit der Mehrheit der Stimmen in das Gremium entsandt: 
Ratsfrau Burdiek und als Vertretung Ratsherr Drieling.

Zu lfd. Nr. 11 der Gremienliste (Anlage zur Vorlage):

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass neben dem Oberbürgermeister in den Verwaltungsrat der Leitstelle für Rettungsdienst und Brandschutz eine weitere Besetzung und ein Stimmführer benannt werden müsse.
Es werden vorgeschlagen:

Von der CDU-Fraktion: 


Ratsfrau Dr. Niewerth-Baumann, 





gleichzeitig Stimmführerin
Von der Gruppe FDP/BFO:

Ratsherr Krummacker, Stimmführer 





Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwand-





ner

Die Abstimmung ergibt:

25-Ja-Stimmen für Ratsfrau Dr. Niewerth-Baumann und 26-Ja-Stimmen für Ratsherrn Krummacker, der somit in den Verwaltungsrat entsandt ist. 

Die vorgeschlagene Stimmführerschaft durch den Oberbürgermeister wird einstimmig beschlossen.

Eine Übersicht der so besetzten Gremien ist als Anlage 57 beigefügt.


	zu 14
	Anträge der Fraktionen
	

	
	Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann weist darauf hin, dass vor Beschlussfassung über einzelne Anträge eine Unterbrechung der Ratssitzung notwendig sei, da der eben gebildete Verwaltungsausschuss (VA) die Themen bzw. Beschlüsse vorbereiten müsse.

Ratsherr Adler weist darauf hin, dass zum Antrag der Fraktion Die Linke.Oldenburg zu TOP 14.3 keine Vorbereitung durch den VA nötig sei, da die Fraktion selbst die Verweisung in den zuständigen Fachausschuss, den Ausschuss für Stadtplanung und Bauen, beantrage. 

Die Sitzung wird um 20.25 Uhr bis 20.40 Uhr unterbrochen.
 
	

	zu 14.1
	Behandlung der Asylbewerber im ZAAB Blankenburg (Fraktion der 
Linkspartei vom 17.10.06)
	

	
	(Anlagen 58, 8 und 9)

	

	
	Ratsfrau Schuckhardt stellt vor dem Hintergrund der Gastfreundschaft während der Fußball-Weltmeisterschaft in Deutschland Diskrepanzen in Bezug auf Asylbewerber fest, die hier Schutz, auch vor nichtstaatlicher und geschlechtsspezifischer Verfolgung suchen.  In einem 4-wöchigen Streik hätten die Bewohner der Zentralen Anlaufstelle für Asylbewerber in Blankenburg in der Vergangenheit die Aufnahme von sog. 1-€-Jobs und das Kantinenessen boykottiert, um sich das Recht auf Auszahlung von Bargeld für eine selbst bestimmte Nahrungszubereitung, eine angemessene und den hiesigen Standards entsprechende Gesundheitsversorgung und eine Unterbringung in Wohnungen zu erkämpfen.  Diese Forderungen seien nicht unangemessen, denn in der Hälfte aller Bundesländer seien inzwischen die Sachleistungen gegen Geldleistungen ersetzt worden. In Niedersachsen werde eine Politik betrieben, die eine Integration der Flüchtlinge nicht vorsehe. Einrichtungen wie die ZAAB würden als „Ausreisezentren“ angesehen. Schließlich entscheide aber das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge über den Status und die ggf. notwendige Ausreise. Solange seien die Asylbewerber Gäste in der Bundesrepublik und sollten auch mit entsprechenden Standards versorgt werden. Schließlich seien sie Tragödien entkommen und benötigten Hilfe. Sie appelliert an den Rat, ein klares und eindeutiges Zeichen zu setzen, um verfolgte Menschen in Oldenburg willkommen zu heißen. 
Ratsherr Bischoff erinnert daran, dass sich hinter dem Begriff „ZAAB“ die Zentrale Aufnahme- und Ausländerbehörde Blankenburg verberge und die Personen, die dort lebten, Asyl in Deutschland suchten, was Aufnahme und Schutz bedeute und vor dem Hintergrund der Geschichte eine große Bedeutung für die Bundesrepublik habe. Im Rahmen einer demokratischen Grundordnung habe jede Person, auch Asylbewerber und Flüchtlinge, das Recht, auf eine gleichberechtigte Achtung ihrer kulturellen, weltanschaulichen und religiösen Identität. Flüchtlinge. Es gelte ein Klima zu schaffen, welches den Willen zur Integration auf allen Seiten fördere und Berührungsängste abbaue und Sozial- und Alltagskontakte fördere. Daher sei es wichtig und gut gewesen, dass sich die Landtagsabgeordneten Frau Bockmann, Herr Wulf und Herr Briese vor Ort ein Bild von der Situation in der ZAAB gemacht haben. Das Ergebnis habe verdeutlicht, dass der Rat sich einbringen müsse und eine Resolution wichtig sei, wobei er eine gemeinsame Resolution begrüße, die abgestimmt und möglichst einstimmig nach Vorbereitung durch die Verwaltung in der nächsten Sitzung des Rates gefasst werden sollte. Er wünsche sich darin  Aussagen zur Zuständigkeit der ZAAB, zur finanziellen Beteiligung des Landes am Ausbau der Busverbindung und eine bessere Lösung für die Zubereitung von landestypischen Speisen. Für den Fall, dass eine abgestimmte Resolution nicht möglich sein werde, halte die SPD-Fraktion den Änderungsantrag aufrecht. 

    . 
Ratsherr Briese weist auf die im Zusammenhang mit der Globalisierung steigende Zahl der weltweiten Migrationsströme der Flüchtlinge hin, die der Rat zwar nicht lösen könne, die aber Grund der Proteste seien. Im Landtag habe die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schon lange die dezentrale Unterbringung von Asylbewerbern gefordert, was der Rat der Stadt aber nicht umsetzen könne. Um die Situation für die Flüchtlinge in Oldenburg zu verbessern, fordere seine Fraktion die Einrichtung einer unabhängigen Kommission mit Beteiligung regionaler Fachleute aus den Sozialverbänden, den Kirchen und der Ärzteschaft, die den Vorwürfen der Flüchtlinge nachgehen solle. Es müsse hierüber auch mit dem Land verhandelt werden. Es sei für ihn beispielsweise unverständlich, weshalb den Flüchtlingen keine eigene Kochgelegenheit geschaffen werden könne. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen habe sich immer für die Integration der Flüchtlinge stark gemacht und werde dies weiter verfolgen.
Ratsherr Klarmann stellt klar, dass die ZAAB Blankenburg im Stadtgebiet Oldenburg liege und sich der Rat selbstverständlich mit diesem Thema zu befassen habe. Die CDU-Fraktion erwarte aber auch von der Landesregierung als zuständige Behörde, dass sich in Blankenburg die Situation verbessere. Das was die Stadt selbst beitragen könne, solle über die städtischen Gremien eingebracht werden, so dass er diesbezüglich z. B. eine Beratung im Sozialausschuss und ggf. auch im Verkehrsausschuss erwarte, beispielsweise was die verbesserte Busanbindung betreffe. Eine Vertagung in die nächste Ratssitzung und eine abgestimmte Vorbereitung durch die Verwaltung begrüße er unabhängig von der weiteren Beratung im Fachausschuss.
Ratsherr Schwartz stimmt seinen Vorrednern zu und macht deutlich, dass die Stadt selbst alles tun müsse, was in ihrer Zuständigkeit zu leisten sei, um die Situation für die Asylbewerber zu verbessern, aber auch konkrete Forderungen und Wünsche an das Land als zuständige Behörde zu formulieren habe. Die von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vorgeschlagene Resolution begrüße er.
Ratsherr Adler begrüßt eine möglichst einstimmige Resolution in der nächsten Ratssitzung und zeigt an einem persönlich erlebten Beispiel auf, dass Besuchsverbote in der ZAAB ausgesprochen würden. Es gelte hier, sich gemeinsam für die Flüchtlinge einzusetzen und keine „Nebenkriegsschauplätze“ zu eröffnen.

Ratsvorsitzende Dr. Niewerth-Baumann lässt über den Verweisungsantrag in die nächste Ratssitzung abstimmen:

Dem Antrag wird zugestimmt.

- einstimmig -


	zu 14.2
	Bebauungsplan 18 a bis 18 c (FDP-Fraktion vom 18.10.06)
	

	
	(Anlage 59)

	

	
	Ratsherr Schwartz verweist auf die vorliegende Anfrage der FDP-Fraktion und bittet den Oberbürgermeister um Auskunft, wie er mit dem Bauantrag der Vorhabensträger umgehen werde und wie im Falle eines Ausstieges die sich daraus ergebenen Mindereinnahmen sowie etwaige Regressforderungen haushaltsmäßig beordnet werden sollen. 
Konkret wolle er wissen, ob der Oberbürgermeister einen absoluten Ausstieg aus dem Projekt wolle oder ob er auch einen modifizierten Plan akzeptieren könne, oder ob er auf eine Weisung des Ministeriums warte oder auch auf eine fehlerhafte Bearbeitung des Bebauungsplanes spekuliere.



	
	Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner stellt klar, dass seiner Auffassung nach das ECE-Vorhaben für Oldenburg ungeeignet sei. Diese Auffassung habe und werde sich auch nach der Wahl nicht ändern. Die Strategie der ECE-Center werde in vielen überregionalen Zeitungen kritisch gesehen, da sie die Innenstädte „diktierten“. Genau das sei auch seine Befürchtung. Was die rechtliche Beurteilung des Satzungsbeschlusses zum Erfordernis der Baugenehmigung angehe, habe er  Zweifel und lasse dies zurzeit prüfen. Unterstreichen wolle er in diesem Zusammenhang, dass er sich an Recht und Gesetz gebunden fühle, was er auch mit dem heute geleisteten Amtseid verdeutlicht habe. Zur weiteren Strategie wolle er heute keine Aussagen treffen. In den kommenden Tagen habe er bereits mehrere Gesprächstermine im Zusammenhang mit dem ECE zu führen. Zur Regressfrage, welche im Verwaltungsausschuss bereits ausführlicher behandelt worden sei, merke er noch an, dass er sich nicht vorstellen könne, dass sich die ECE-Gruppe in einen Rechtsstreit mit der Stadt einlassen werde. Im Übrigen dienten in einer Demokratie Wahlen gerade auch dazu, dass durch neue politische Mehrheiten  Entscheidungen korrigiert und Projekte, soweit rechtlich möglich, noch aufgegeben werden könnten.   

	
	

	zu 14.3
	Bebauungspläne des ECE-Vorhabens (Fraktion der Linkspartei vom 18.10.06)
	

	
	(Anlage 60)
	

	
	

	
	Ratsherr Woltemade begründet den Antrag der Fraktion der Fraktion Die Linke.Oldenburg und zitiert im Wesentlichen aus dem schriftlich vorliegen Antrag.
Ratsherr Zietlow äußert für die SPD-Fraktion, dass der Antrag nicht mitgetragen werde und die Verwaltung nach seiner Auffassung sauber gearbeitet habe. Der Oberbürgermeister solle den offenen Brief der Oldenburgischen Industrie- und Handelskammer (IHK) zur Kenntnis nehmen, die sowohl die Projekte ECE und IKEA im Zusammenhang sehe und befürworte.  Auch eine der früheren schärfsten Gegner, der Einzelhandelsverband, spreche sich inzwischen für das ECE-Vorhaben aus. Gespannt sei er auf die Position der CDU-Fraktion, die ja in der Vergangenheit schon einmal ihre Meinung zu diesem Vorhaben geändert habe. 
Ratsherr Norrenbrock weist darauf hin, dass sich die BFO-Fraktion für das ECE-Center ausgesprochen habe und mit dieser Aussage ihre Stimmen verdreifacht habe. Sollte das Projekt nicht umgesetzt werden, kämen auf die Stadt Einnahmeverluste und Verbindlichkeiten in Höhe von 8,3 Mio. € und noch einmal Regessansprüche in Höhe von 30 Mio. € zu. Diese Zahlen seien zwar noch nicht ganz verbindlich, jedoch müsse man damit rechnen. Einem Verweisungsantrag in den Fachausschuss werde er zur weiteren Erörterung zustimmen. 
Ratsfrau Lück wundert sich über die Debatte, da die Fraktion Die Linke.Oldenburg selbst die Verweisung in den Fachausschuss angekündigt habe. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen begrüße den Antrag zur Aufhebung der Bebauungspläne, sehe aber auch die notwendige Beratung und Vorbereitung durch den Fachausschuss als sinnvoll und notwendig an. Die Aufhebung sei kein einfacher Weg und man habe Verantwortung für die Stadt.  Sie habe jedoch Vertrauen zum neuen Oberbürgermeister und sei sich sicher, dass er rechtlich zusammen mit der Verwaltung die beste Lösung für die Stadt finden werde. 
Ratsherr Adler beantragt die Verweisung des Antrages in den Ausschuss für Stadtplanung und Bauen.
Dem Antrag wird zugestimmt.

- mehrheitlich bei 22 Gegenstimmen und drei Enthaltungen -

	
	

	zu 14.4
	Aktuelle Gaspreiserhöhung der EWE (Fraktion der Linkspartei vom 18.10.06) (Anlage 60)

	

	
	Ratsherr Adler begründet den Antrag der Fraktion und kritisiert die erneute Gaspreiserhöhung. Eine wirksame Kontrolle sei offenkundig nicht gegeben und er vermisse nach wie vor Transparenz in der Preisgestaltung. Er fordere daher den neu gewählten Oberbürgermeister auf, Verantwortung zu übernehmen und in den Gremien der EWE und des LEV kritisch nachzufragen.

	
	

	
	Ratsherr Bernhardt weist ebenfalls auf die Preissteigerungen der Gaspreise hin und bezweifelt die immer wieder behauptete Bindung des Gaspreises an den Ölpreis. Er wünscht sich vom neu gewählten Oberbürgermeister mehr Transparenz, was die Entscheidungen in den Gremien angehe und eine kritische Begleitung der Entscheidungen. 
Ratsherr Müller äußert, man stehe bisher den Entscheidern, was die Gaspreiserhöhung angehe, hilflos gegenüber. Er hoffe nur, dass sich durch die neu geschaffene Struktur und die Einbindung der Fraktionen etwas bewege. Auch auf Bundesebene müsse man dafür Sorge tragen, dass sich möglich Kartelle zerschlügen. Inhaltlich unterstütze die CDU-Fraktion den Antrag  
Ratsherr Drieling kritisiert das Expandieren der Unternehmen auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger und die Bildung von Rückstellungen durch die Monopolisten. Diesen Unternehmen müsse Einhalt geboten werden. Die Preise müssten bezahlbar bleiben.
Dem Antrag der Fraktion die Linke Oldenburg wird zugestimmt.

- mehrheitlich bei zwei Enthaltungen -
Oberbürgermeister Prof. Dr. Schwandner erklärt seine Enthaltung, da der Beschlussvorschlag eine Aufforderung an ihn selbst betreffe. Er werde sich bemühen, das Thema entsprechend anzugehen. 



Dr. Niewerth-Baumann

 Prof. Dr. Schwandner
      
        Jerke
     Ratsvorsitzende
Oberbürgermeister

Protokollführerin
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